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Wert zentraler Flächen im öffentlichen Besitz  
(entgangene Einnahmen, Qualität der Nutzungen) 
Kosten der Investoren / Nutzer: Baukosten v.a. im Wohnungsbau:

Kosten pro Stellplatz brutto

Stellplatz Straßenrand 6 m x 2 m ca. 1.500 Euro

Stellplatz ebenerdiger Parkplatz anteilig mit 
Fahrgassen 25 m²

ca. 3.000 Euro

Parkhaus Systembauweise, oberirdisch 7.000 - 12.000 Euro

Parkhaus Ortbetonbauweise, oberirdisch 12.000 - 19.000 Euro

Tiefgarage, singulär oder objektbezogen 25.000 - 72.000 Euro

Automatisches Parksystem (Parkregal) 15.000 - 36.000 Euro

Automatisches Parksystem   
(Palettenverschiebesystem, nur Parktechnik)

ab 30.000 Euro

Tab. 1: Wert zentraler Flächen im öffentlichen Besitz  
(Quelle: Kosarev 2014)

Parkraumbewirtschaftung im öffentlichen 
Straßenraum

Ein bedeutender Baustein  im Parkraummanagement ist die 

Parkraumbewirtschaftung: „Die Parkraumbewirtschaftung 

ist ein besonders wichtiges Instrument zur Beeinflussung 

des Verkehrsgeschehens in den Städten, da sie eine der 

wenigen Maßnahmen darstellt, mit denen die Kommunen 

tatsächlich regulierend in das Verkehrsverhalten eingreifen 

können.“ (Heinrichs et al. 2013, S. 10). Durch Verminde-

rung des Parkdrucks ermöglicht sie auch, im Sinne einer 

ganzheitlichen Betrachtung des Straßenraums, andere 

Nutzungsansprüche gebührend zu berücksichtigen. Abb. 

1 zeigt die entlastende Wirkung der Parkraumbewirtschaf-

tung im Straßenraum.

Handlungsbedarfe
Das Thema „Parken“ erfreut sich bei Politik und Bevölke-
rung, aber auch in der Planungszunft meist nicht sehr großer 
Beliebtheit. Oft treten dann bei der Umsetzung vieler städ-
tebaulicher Konzepte sowie von Maßnahmen zur Verkehrs-
beruhigung und zur Förderung von Fuß- und Radverkehr die 
Konflikte mit dem ruhenden (Kfz-)Verkehr zu Tage. Sie sind 
verknüpft mit vielen Maßnahmenbereichen, in denen deshalb 
Handlungsbedarf besteht. „Parken“ ist also ein Thema, das 
einer integrierten Betrachtung in Wechselwirkung zu anderen 
Verkehrsarten und zum Städtebau, Straßenraumgestaltung 
und Aufenthaltsqualitäten bedarf.

Die Themen wachsende Stadt und Verdichtung sowie die 
notwendige Ausweisung neuer Wohnstandorte erhöhen den 
Druck auf den öffentlichen Raum und in den Straßenräumen. 
Die Nutzungskonflikte des ruhenden Verkehrs mit den ande-
ren Nutzungen, die erst die urbanen Qualitäten von Städten 
ausmachen, werden weiter zunehmen. Mit der Forderung 
nach bezahlbarem Wohnraum rücken die Kosten in den Fokus 
– und hier spielt die Stellplatzfrage eine große Rolle!

Siegfried Dittrich

Das Thema „Parken“ als Hemmnis oder  
als Steuerungsinstrument? 
Über den Umgang mit dem ruhenden Verkehr in städtebaulichen Konzepten

Ein Querschnittsthema, an dem viele positive Ansätze und ambitionierte Vorhaben 
scheitern, sowohl im eigentlichen Verkehrsbereich als auch im Städtebau, ist das The-
ma „Parken“ – der Umgang mit dem ruhenden Verkehr. Vor diesem Hintergrund the-
matisiert der vorliegende Beitrag, wie Parkraummanagement als frühzeitiges Steue-
rungsinstrument in städtebaulichen Konzepten eingesetzt werden kann. Dies betrifft 
sowohl den öffentlichen Raum mit seiner Bewirtschaftung des Parkraums, als auch 
die Regelungen bei den privaten Bauvorhaben, den Stellplatzsatzungen und ihren 
in Zukunft notwendigen Anpassungen an neue Mobilitätsformen. Ziel sollte es sein, 
bisherige Regelungen und Satzungen in übergeordnete Mobilitätskonzepte weiter-
zuentwickeln, die neue und innovative Mobilitätsformen gebührend berücksichtigen.

Handlungsbedarf in vielen Bereichen:

■■ Parkdruck, insbesondere in den innerstädtischen Gebieten

■■ Beeinträchtigung für Fuß- und Radverkehr/Verkehrssicherheit

■■ Aufenthaltsqualitäten/Konflikte mit dem ruhenden Verkehr

■■ Immissionsschutz (Parkraumbewirtschaftung wichtiger Baustein bei 
Lärmminderungs- und Luftreinhalteplänen, aber auch generell bei 
Klimaschutzkonzepten)

■■ (Bau-)Kosten, v.a. im Wohnungsbau

■■ Wert zentraler öffentlicher Flächen

■■ Verkehrsmittelwahl/Nutzung der Verkehrsmittel des Umweltver-
bundes



88	 vhw FWS 2 / März – April 2017

Stadtentwicklung
„Parken“ als Hemmnis oder als Steuerungsinstrument?

Abb. 1: Rückgang der Pkw-Einheiten im Straßenraum in der Parkzonen 
41-43 von Berlin-Pankow, ein und vier Jahre nach Einführung der Park-
raumbewirtschaftung (Quelle: Heinrichs et al. 2014)

Grundsätzlich sind zwei Arten von Bewirtschaftung üblich:

■■ das Mischprinzip (Gebührenpflicht bzw. Parkscheibe mit 

Ausnahmeregelung, z.B. „Bewohner frei“)

■■ das Trennprinzip (nur Bewohner, Parkschein bzw. Park-

scheibe ohne Ausnahmeregelung).

Die Regelungen in den deutschen Städten sind sehr vielfältig 

was Gebührenhöhen, Beschränkung der Höchstparkdauer, 

Zoneneinteilung, Ausweisung und Größenzuschnitt von rei-

nen Bewohnerparkzonen sowie Kurzparkbereichen betrifft. 

Die Einrichtung von Parkraumbewirtschaftungszonen erfolgt 

auf Grundlage des Straßenverkehrsrechts und bedingt damit 

die Begründung nicht durch rein stadtplanerische oder ver-

kehrspolitische Zielstellungen, sondern alleine aus Gründen 

der Sicherheit oder Ordnung im Verkehr. Dies schließt aller-

dings nicht aus, Parkraumbewirtschaftungskonzepte in städ-

tebauliche Konzepte zu integrieren, wenn man sie straßen-

rechtlich ausreichend begründen kann.

Um diese Kriterien prüfen zu können, müssen Gutachten und 

Erhebungen in den konkreten Untersuchungsgebieten durch-

geführt werden. Vorhandene Strukturdaten (Einwohner- und 

Beschäftigtenzahlen) reichen dafür alleine nicht aus! Wie aus 

Abb. 2 ersichtlich ist, können die Charakteristiken der ver-
schiedenen Parkzonen sehr unterschiedlich sein. Eine an die-
sen örtlichen Spezifika sich orientierende Konzeption, Über-
wachung und Begrenzung der Ausnahmegenehmigungen ist 
unabdingbar, um die Wirkung der Parkraumbewirtschaftung 
nicht obsolet werden zu lassen. 

Regelungen zum Stellplatzbau und zu Stell-
platzsatzungen

Die Regelungen zum Stellplatzbau gehen zurück auf die 
Reichsgaragenordnung von 1939 und sind heutzutage Teil 
des Bauordnungsrechts und damit in der Gesetzgebungskom-
petenz der Bundesländer mit ihren Landesbauordnungen. 
Als Orientierungshilfe dient die Musterbauordnung der Bau-
ministerkonferenz ARGEBAU. Trotzdem sind die Regelungen 
bzgl. Stellplatzbaupflicht und deren flexible Ausgestaltung auf 
kommunaler Ebene im Bundesgebiet unterschiedlich, auch 
was die Möglichkeiten der Ablöse und der Reduzierung (Stell-
platzbeschränkungssatzungen bzw. Stellplatzobergrenzen) 
betrifft.

Kriterien sind verkehrliche und städtebauliche Gründe (z.B. 
Gefährdung von Sicherheit und Ordnung im Verkehr, gute 
ÖPNV-Erschließung etc.), Erleichterungen für kleinere Bauvor-
haben, alternative Maßnahmen im Mobilitätsmanagement. 
In der letzten Zeit ist in den Ländern und Kommunen eine 
Diskussion in Gang gekommen, um die eher starren Regelun-
gen der Stellplatzbaupflicht in flexiblere Formen umzuwan-
deln – auch vor dem Hintergrund der Kostenreduzierung im 
Wohnungsbau. Insbesondere ist der Wunsch vorhanden,  die 
alternativen Maßnahmen des Mobilitätsmanagements stärker 
in Stellplatzsatzungen einbinden zu können.

Fahrradparken

Wenn auch in den Bundesländern unterschiedlich geregelt, 
so wurden doch inzwischen in vielen Stellplatzsatzungen 
Regelungen zur Herstellung notwendiger Fahrradabstellan-
lagen aufgenommen. Das Land Berlin hat schon vor länge-
rem zwar die Kfz-Stellplatzpflicht abgeschafft, dafür aber die 
Verpflichtung zur Herstellung einer bestimmten Anzahl von 
Fahrradabstellanlagen, abhängig von der Nutzungsart, in die 
Bauordnung aufgenommen, durch Ausführungsvorschriften 
konkretisiert und in der Aktualisierung der BauO Bln noch 
durch Qualitätsansprüche beispielhaft ergänzt.

Notwendige straßenverkehrsrechtliche Voraussetzungen:

■■ Großer Parkdruck muss vorhanden sein sowie

■■ Konkurrenz zwischen den Nutzergruppen „Beschäftigte“,  
„Bewohner“ und „Besucher/Kunden“

Regelungen zur Stellplatzbaupflicht in den Bundesländern:

■■ Stellplatzbaupflicht ist in Bauordnungen festgelegt: 
10 Bundesländer

■■ Stellplatzbaupflicht entsteht erst durch kommunale Satzung: 
5 Bundesländer

■■ keine Stellplatzbaupflicht (nur Fahrrad- und Behindertenstellplätze): 
Berlin

Ziele der Parkraumbewirtschaftung:

■■ Dämpfung des Pkw-Zielverkehrs von Beschäftigten

■■ Bewohner finden leichter einen Parkplatz

■■ Bessere Zugänglichkeit für Kunden und Besucher 
(allerdings gegen Entrichtung einer Gebühr)



8989vhw FWS 2 / März – April 2017	 89

Stadtentwicklung
„Parken“ als Hemmnis oder als Steuerungsinstrument?

Nicht nur das Kfz-, auch das Fahrradparken kann im öffentlichen 
Straßenraum zum Problem werden: Konflikte mit dem Fußver-
kehr bei nicht genügend breiten Gehwegen oder hohen Mengen 
an Passanten erfordern die Umwandlung einzelner Parkplätze in 
Fahrradabstellanlagen. Bei weiter steigendem Fahrradverkehr 
sind allerdings baulich größere Anlagen für das Fahrradparken 
notwendig (Fahrradparkhäuser etc.). Dies stellt auch größere 
Ansprüche an die städtebauliche Einbindung sowie an Finanzie-
rungsmöglichkeiten und Betreiberformen.

Weiterentwicklung zu 
„Mobilitäts“satzungen  
und kombinierten  
Mobilitätskonzepten
„Der Grundgedanke der Reichsgaragen-
verordnung von 1939, dass Bauherren 
negative verkehrliche Effekte ihrer Bauvor-
haben durch geeignete Maßnahmen redu-
zieren müssen, ist auch heute noch richtig. 
Überholt ist jedoch die Reduzierung dieser 
Frage auf die Herstellung von Stellplätzen, 
wie sie in den meisten Landesbauordnun-
gen und kommunalen Stellplatzsatzungen 
immer noch praktiziert wird.“ (Heinrichs et 
al. 2016) „Stellplatz“satzungen sollten zu 
„Mobilitäts“satzungen weiterentwickelt 
werden, die eine nachhaltige und umfeld-
verträgliche Verkehrsmittelwahl fördern. 
Vorbild können die Schweizer Beispiele der 
2.000-Watt-Initiative oder die Parkplatz-
planung in Zürich1 sein.

Die Verkehrsfolgen eines Bauvorhabens werden bewältigt, in-
dem das Mobilitätskonzept mit neuen innovativen Elementen 
die zukünftigen Mobilitätsbedürfnisse für eine stadt- und um-
weltverträgliche Gestaltung unserer Städte aufnimmt.

Fazit
■■ Das Thema Parken muss in Politik und Planung frühzeitig 
mit den anderen Feldern einer nachhaltigen Verkehrs- und 
Stadtentwicklungsplanung in Verbindung gebracht wer-
den.

■■ Mobilitätselemente inkl. Parken müssen frühzeitig in städ-
tebaulichen Projekten thematisiert und zum Beispiel in 
städtebaulichen Verträgen gesichert werden. Dazu gehört 
eine Standortwahl, die eine Nutzung nachhaltiger Ver-
kehrsmittel fördert. Insbesondere muss bei Architekturent-
würfen die Unterbringung komfortabler Fahrradabstellan-
lagen berücksichtigt werden.

■■ Die frühzeitige Entwicklung von Mobilitätskonzepten er-
möglicht auch die rechtzeitige Einbeziehung des zukünf-
tigen Nutzerkreises und damit Verständnis und Akzeptanz. 
Trotzdem ist eine langfristige Begleitung und Beratung, 
auch nach Fertigstellung des Projektes, notwendig!

■■ Der Stellplatz-Anteil an den Baukosten kann ca. 10% be-
tragen. Bewohnern sind diese Kosten transparent zu ma-

1	Gemäß der neuen Parkplatzverordnung in Zürich konnte so das Genossenschafts-
neubauvorhaben „Kalkbreite“ in Zürich mit 250 Bewohnern und 250 Arbeitsplät-
zen seine ursprünglich 42 Pflichtparkplätze auf zwei Parkplätze für Behinderte 
und zehn für Besucher reduzieren – bei über 300 Fahrradabstellanlagen. Erste 
Rückmeldungen ergeben freie Parkplätze und zu wenig Fahrradabstellanlagen 
für Besucher!

Neue Parkplatzverordnung in Zürich:

■■ Ermittlung nutzungsspezifischer Normalbedarf

■■ Minimal- und Maximalbedarf in Abhängigkeit vom Reduktionsge-
biet (5 Reduktionsgebiete mit reduzierten Pflichtbedarf von 70% bis 
10% des Normalbedarfs, je zentraler und ÖV-affiner, desto größer 
die Reduktion)

■■ weitere Verringerung des bereits reduzierten Pflichtbedarfs durch 
„autoarme Nutzungen“

■■ Voraussetzung für einzelfallweise Festlegung des Pflichtbedarfs auf 
niederen Niveau:

■■ Nachweis für reduzierten Parkplatzbedarf mit Mobilitätskonzept

■■ periodisches Controlling

■■ Regelung Rückfallebene mittels Grundbucheintrag

Abb. 2: Parkraumnachfrage und Parkberechtigung

Mögliche Maßnahmen im Mobilitätskonzept (Wohnen):

■■ Regelung Autobesitz via Mietvertrag

■■ Angebot Carsharing

■■ genügend attraktive Fahrradabstellanlagen

■■ ÖV-Abo im Mietpreis enthalten (Jahresgutschein: General-, Stre-
cken-, Verbund-Abo etc.)

■■ zumindest kostendeckende Parkplatzpreise

■■ Information / Beratung über Mobilitätsangebote (ÖV, Carsharing)

■■ Regelungen zu Controlling und Rückfallebene

■■ Finanzierung von Mobilitätsdienstleistungen durch Differenz zum 
fiktiven Parkplatzbau
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chen, um die Vorteile bei der Nutzung alternativer Mobili-
tätsformen darzustellen.

■■ Flexible Vorgaben in den Landesbauordnungen und flexib-
le Regelungen in den kommunalen Satzungen müssen die 
Umsetzung von alternativen Mobilitätskonzepten fördern: 
Mobilitätssatzungen statt Stellplatzsatzungen!

■■ Auf kommunaler Ebene („äußere Erschließung“) müssen 
die städtebaulichen Projekte abgesichert werden durch 
entsprechende Konzepte und Maßnahmen zum ÖPNV, 
Fahrrad- und Fußverkehr, Carsharing und durch Parkraum-
bewirtschaftungskonzepte. Klare, transparente Regelun-
gen der Parkraumbewirtschaftung fördern auch hier Ver-
ständnis und Akzeptanz.
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Abb. 3: Umwandlung einzelner Parkplätze in Fahrradabstellanlagen, inkl. Absicherung der Querungsbereiche an den Kreuzungen entlang der Friedrich-
straße in Berlin-Mitte (Foto: Bezirksamt Mitte von Berlin)


